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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 29. Januar 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 16. Dezem- 
ber 1970 verabschiedeten 


Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
— Drucksachen VI/4 (neu), VI/1377 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 

Vizepräsident 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 22. Dezem- 
ber 1970 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr, Röder 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 , 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1782 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 


1. Zu § 1 

a) Hinter Satz 1 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Wenn der Schutz der Allgemeinheit es erfor- 
dert, sollen auch für andere Flugplätze, die dem | 
Betrieb von Luftfahrzeugen mit Strahltriebwer- 
ken zu dienen bestimmt sind, Lärmschutzbereiche 
festgesetzt werden." 

Begründung 

Auch andere Flugplätze können erhebliche Ge- j 
fahren und Nachteile für die Umgebung mit sich j 
bringen, so daß die davon betroffene Bevölke- 
rung ebenfalls schutzbedürftig ist. 

b) Es ist folgender weiterer Satz anzufügen: 

„Satz 1 gilt auch für Flugplätze, die sich noch in | 
der Planung befinden." 

Begründung 

Der Ergänzungsvorschlag dient der Klarstellung 
der Bestimmung. Nach der bisherigen Fassung ist 
ungewiß, ob sich diese Bestimmung auch auf in 
der Planung befindliche Flugplätze bezieht. Es be- 
steht jedoch ein dringendes Bedürfnis, bereits im 
Planungsstadium Einfluß auf die Entwicklung in 
den Lärmschutzzonen zu nehmen. 


2. Zu § 3 

In § 3 sind die Worte „innerhalb eines Zeitraumes 
von zehn Jahren" zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvorschlag 
zu § 1 Nr. 1 (Nr. 1 b). 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß sowohl der I 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- I 
meldewesen des Bundestages als auch der Ausschuß : 
für Jugend, Familie und Gesundheit des Bundestages ‘ 
empfohlen hatten, die Lärmschutzbereiche unter Be- 
rücksichtigung der Endkapazität der Flugplätze fest- 
zusetzen. 


3. Zu § 4 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Lärmschutzbereich wird bei militäri- 
schen Flugplätzen vom Bundesminister des Innern 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Ver- 
teidigung und im Benehmen mit der Landesregie- 
rung, in deren Bereich der militärische Flugplatz 
liegt, in den anderen Fällen von der Landesregie- 
rung durch Rechtsverordnung festgesetzt." 


Folgender Absatz 1 a ist einzufügen: 

„(1 a) Karten und Pläne, die Bestandteil einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 sind, kön- 
nen dadurch verkündet werden, daß sie bei einer 
Amtsstelle zu jedermanns Einsicht archivmäßig ge- 
sichert niedergelegt werden. In der Rechtsverord- 
nung ist darauf hinzuweisen." 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, daß die Lärmschutzbe- 
reiche von den ortsnahen Landesbehörden festge- 
setzt werden. 

4. Zu § 8 

In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Bei der Festsetzung zur Entschädigung für nach 
dem 1. Januar 1961 erworbene Grundstücke ist zu 
berücksichtigen, ob der Erwerber beim Erwerb des 
Grundstückes wußte oder hätte wissen müssen, daß 
die Nutzung des Grundstückes wegen seiner Lage 
zum Flughafen beeinträchtigt ist." 

j Begründung 

i Die Entschädigung nach § 8 wie auch die Erstattung 
I der Aufwendungen nach § 9 sollten in einem ange- 
messenen Rahmen vorgenommen werden. Bei der 
Feststellung eines angemessenen Rahmens muß der 
Zeitpunkt des Grunderwerbs und die Kenntnis des 
Erwerbers von der flughafennahen Lage und damit 
die wertmindernden Faktoren in ausreichender 
1 Weise berücksichtigt werden. Auf den gleichlauten- 
j den Beschluß des Bundesrates vom 10. Juli 1969 — 

I Nr. 2 der Drucksache 407/69 (Beschluß) — wird Be- 
zug genommen. 

5. Zu § 9 

a) In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Bei der Erstattung von Aufwendungen für bau- 
liche Schallschutzmaßnahmen für Grundstücke, 
die nach dem 1. Januar 1961 erworben worden 
sind, ist zu berücksichtigen, ob der Erwerber 
beim Erwerb des Grundstückes wußte oder hätte 
wissen müssen, daß die Nutzung des Grund- 
stückes wegen seiner Lage zum Flughafen be- 
einträchtigt ist." 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 8. 

b) Folgender Absatz 1 a ist einzufügen: 

„(1 a) Aufwendungen für bauliche Schall- 
schutzmaßnahmen bei Wohnungen oder Wohn- 
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raum im Sinne von § 3 des Siebenten Bundes- | 
mietengesetzes vom 18. Juni 1970 (Bundesge- i 
setzbl. I S. 786) werden nicht erstattet." 

Begründung 

Eine Aufwendungserstattung in den Fällen, in ; 
denen die Aufwendungen nicht zum beabsich- 
tigten Erfolg führen, wäre unwirtschaftlich. Das 
wäre insbesondere bei Wohnungen der Fall, die 
ohnehin nicht den heutigen Mindestanforderun- ^ 
gen genügen („Bruchbuden"). 

6. Zu § 15 Nr. 3 (§ 29 LuftVG) 

In § 29 Abs. 1 Satz 3 sind die Worte „obersten 
Landesbehörden" durch das Wort „Landesbehörden" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Es sollte der Disposition der Länder überlassen blei- j 
ben, die zuständige Behörde zu bestimmen. | 

i 

7. Zu § 15 Nr. 6 (§§ 32 a und b LuftVG) i 

a) In § 32 a Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „der Ver- : 
einigung gegen Lärm" durch die Worte „der ■ 
Bundesvereinigung gegen Fluglärm" zu ersetzen. 

j 

Begründung ^ 

Es ist nicht möglich, dem Beratenden Ausschuß | 
Vertreter der verschiedensten Vereinigungen ge- j 
gen Lärm angehören zu lassen. Es sollten daher I 
(wie in § 32 b Abs. 4) lediglich die Vertreter der j 
Bundesvereinigung gegen Fluglärm aufgeführt ! 
werden. 

b) In § 32 a Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „für den | 

Immissionsschutz zuständigen obersten Landes- ’ 
behörden und der obersten Landesplanungs- 
behörden" durch die Worte „von der Landes- 
regierung bestimmten obersten Landesbehör- 
den" zu ersetzen. | 

I 

Begründung ! 

Es reicht nicht aus, Vertreter der obersten Lan- ^ 
desplanungsbehörden und der für den Immis- j 
sionsschutz zuständigen obersten Landesbehör- i 
den für den Beratenden Ausschuß zu benennen. ! 
Ganz besonders werden daneben Fragen der ! 
Bauleitplanung und des Bauordnungsrechts be- 
rührt. Es sollte den Ländern überlassen bleiben, 1 
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welche Vertreter sie für den Beratenden Aus- 
schuß benennen wollen. 

c) In § 32 b Abs. 4 sind die Worte „Vertreter der 
für den Immissionsschutz zuständigen obersten 
Landesbehörde, Vertreter der obersten Landes- 
planungsbehörde" durch die Worte „Vertreter 
der von der Landesregierung bestimmten ober- 
sten Landesbehörden" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 32 a (Nr. 7 b). 

8 Hinter § 15 

Es ist folgender § 15 a einzufügen; 

„§ 15 a 

Landesplanungsrechtliche Vorschriften 

Weitergehende Maßnahmen, welche die Länder 
auf Grund ihrer landesplanungsrechtlichen Vor- 
schriften zum Schutz gegen Fluglärm ergreifen, blei- 
ben unberührt. Das gleiche gilt für Maßnahmen, die 
im Interesse der Bevölkerung im Bereich von ge- 
planten Flugplätzen zum Schutz gegen Fluglärm er- 
griffen werden." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung, da sonst erforderliche wei- 
tergehende Maßnahmen nach Landesrecht gefährdet 
werden. Für die von geplanten Flugplätzen Betroffe- 
nen ist es unverständlich, wenn nach § 6 des Gesetz- 
entwurfs neue Wohnungen in der Schutzzone 2 nur 
mit Schallschutzeinrichtungen erbaut werden dür- 
fen, für Altwohnungen aber Schallschutzanforderun- 
gen nicht gestellt werden. Die von den nachteiligen 
Auswirkungen eines neuen Flughafens betroffene 
Bevölkerung weist mit Recht darauf hin, daß die aus 
gesundheitspolitischen Gründen für Neubauten in 
der Schutzzone 2 geforderten Schallschutzeinrich- 
tungen auch den schon ansässigen Bewohnern zu- 
gute kommen müßten. Hierbei kann der in der 
Lärmschutzzone 2 bereits ansässigen Bevölkerung 
nicht zugemutet werden, die Kosten für solche 
Schallschutzmaßnahmen allein zu tragen. Es muß 
deshalb den Ländern überlassen bleiben, die ansäs- 
sige Bevölkerung im Zuge von Förderungsmaßnah- 
men ZU unterstützen. 
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